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zur Errichtung der Induſtrie⸗ und Handelskammer. 
Vom 9. Dezember 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 71 jowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 


J. Errichtung und Aufgaben der Kammer 
8 1 
Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird mit dem Sitz in Danzig eine Induſtrie- und Han⸗ 
delskammer errichtet. 
Sie iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 


8 2 
Die Induſtrie- und Handelskammer hat die Geſamtbelange von Induſtrie, Handel und Gewerbe 
mit Ausnahme des Handwerks im Rahmen der Geſamtwirtſchaft nach gemeinnützigen Grundſätzen 
wahrzunehmen. 
Die Kammer hat insbeſondere folgende Aufgaben: 

1. Die Behörden in der Förderung der Induftrie und des Handels durch tatſächliche Mit- 
teilungen, Anträge und Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen. 

2. Sie iſt befugt, Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, die die Förderung der Induſtrie und 
des Handels ſowie die techniſche und geſchäftliche Ausbildung, die Erziehung und den ſitt⸗ 
lichen Schutz der darin beſchäftigten Gehilfen und Lehrlinge bezwecken, zu begründen, zu 
unterhalten und zu unterſtützen. 

3. Sie kann mit Zuſtimmung des Senats Beſtimmungen über das Lehrlingsweſen erlaſſen. 

4. Sie kann mit Zuſtimmung des Senats Zuſammenſchlüſſe beſtimmter Berufsgruppen herbei⸗ 
führen. 

5. Sie hat jährlich bis ſpäteſtens Ende Juni über die Lage und den Gang von Induſtrie und 
Handel an den Senat zu berichten. 

6. Der Kammer liegt die Aufſicht über die Börſen ob, ihr kann die Aufſicht über weitere für 
Induſtrie und Handel beſtehende öffentliche Anſtalten übertragen werden. 

7. Sie hat Sachverſtändige, deren Tätigkeit in das Gebiet der Induſtrie und des Handels fällt, 
öffentlich anzuſtellen und zu beeidigen. 

8. Ihr liegt die Ausſtellung von Urſprungszeugniſſen und anderen dem Handelsverkehr die⸗ 
nenden Beſcheinigungen ſowie die Beglaubigung von Unterſchriften für den Geſchäfts⸗ 
verkehr, von Fakturen und ſonſtigen Geſchäftspapieren ob. 

Die Induſtrie- und Handelskammer foll von den Behörden in allen diefe Zweige der Wirtſchaft 
betreffenden Fragen gehört werden. 


8 3 
Die Induſtrie- und Handelskammer kann zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs ein 
Einigungsamt errichten. 


„ often Tag nach Ablauf bes Ausgatbetages: 21. 12. 1986.) - 
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Eine Strafgewalt fteht dieſem Einigungsamt u zu. Das Nähere regelt das Statut der 
Kammer. 

8 4 

Die Induſtrie- und Handelskammer kann ein Ehrengericht einſetzen, das die Aufgabe hat, Ber- 
ſtöße gegen die Standes⸗ und Berufsehre zu ahnden. 

Das Ehrengericht hat das Recht, eine Verwarnung oder einen Verweis auszuſprechen, von 
taufmänniihen Ehrenämtern auszuſchließen und in ſchwerwiegenden Fällen oder im Wiederholungs- 
falle auf eine Geldſtrafe bis 1000 G zu erkennen. 

Gegen die Entſcheidung des Ehrengerichts iſt die Berufung an den Senat gegeben. 


II. Zuſammenſetzung und Organe der Kammer 
8 5 
Die Kammer beſteht aus dem Präſidenten, dem 1. und dem 2. ſtellvertretenden Präſidenten der 
Induſtrie- und Handelskammer und den Kammermitgliedern. 


8 6 

An der Spitze der Kammer ſteht der Präſident. Im Falle ſeiner Behinderung wird er durch 
den 1. Stellvertretenden Präſidenten und bei deffen Behinderung durch den 2. Stellvertretenden Prä- 
ſidenten vertreten. 

Der Präſident wird vom Senat, die Stellvertretenden Präſidenten werden vom enen der 
Kammer unter Beſtätigung des Senats ernannt und abberufen. 

Der Präſident vertritt die Kammer nach außen. Er entſcheidet die in den Aufgabenkreis der Kammer 
fallenden Fragen und trägt allein die Verantwortung für die Tätigkeit der Kammer. Er iſt der Dienſt⸗ 
vorgeſetzte der Beamten und Angeſtellten der Kammer. 


8 7 
Dem Präſidenten ſteht eine aus Mitteln der Kammer zu zahlende Aufwandsentſchädigung zu. Sie 
bedarf der Beſtätigung des Senats. 
8 8 
Die Kammermitglieder werden in einer Anzahl bis zu 48 Perſonen von dem Präſidenten unter 
Beſtätigung des Senats aus dem Kreiſe der Inhaber oder Leiter der Unternehmungen der In⸗ 
duſtrie, des Handels und des Gewerbes mit Ausnahme des Handwerks berufen. Bei der Berufung 
ſind Induſtrie, kaufmänniſches Hilfsgewerbe, Großhandel und Einzelhandel in gleichem Maße zu be⸗ 
rückſichtigen. 
89 
Die Amtszeit eines Kammermitgliedes beträgt 3 Jahre, jedoch hat der Präſident das Recht, 
unter Beſtätigung des Senats ein Kammermitglied früher abzuberufen. 


8 10 

Zum ſtellvertretenden Präſidenten und zum Kammermitglied kann nur ein Danziger Staatsange⸗ 
höriger berufen werden, der mindeſtens 25 Jahre alt und im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte iſt, 
weder unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft ſteht, noch durch Spruch des Ehrengerichts von kauf— 
männiſchen Ehrenämtern ausgeſchloſſen ift. Eine Perſon, über deren Vermögen das Konkurs- oder 
das Vergleichungsverfahren eröffnet iſt, oder welche ihre Zahlungen eingeſtellt hat, darf bis zum Ab⸗ 
ſchluß des Konkurs- oder des Vergleichsverfahrens oder während der Dauer der Zahlungseinſtellung 
nicht zum ſtellvertretenden Präſidenten oder zum Kammermitglied berufen werden. Das gleiche gilt, 
wenn und ſolange bei den Unternehmen, deſſen Leiter die betreffende Perſon iſt, einer der genannten 
Umſtände beſteht. 

Tritt nach Berufung eines ſtellvertretenden Präſidenten oder Kammermitgliedes ein Umſtand ein 
oder wird ein Umſtand bekannt, wonach ſeine Berufung unzuläſſig ſein würde, ſo erliſcht ſein Amt. 
Die Entſcheidung hierüber trifft der Präſident. 


8 11 
Der Präſident kann einen ſtellvertretenden Präſidenten oder ein Kammermitglied, gegen die bezw. 
gegen deren Firma ein gerichtliches Strafverfahren, ein Strafverfahren wegen Steuer⸗ oder Zoll⸗ 
hinterziehung oder ein Verfahren vor dem Ehrengericht der Kammer eröffnet wird, bis zum Abſchluß 
des Verfahrens von ſeinem Amte vorläufig entheben. 


8 12 
Die Kammermitglieder ſind dazu berufen, den Präſidenten in allen Angelegenheiten der Kammer 
zu beraten und zu unterſtützen. Zu dieſem Zwecke ruft der Präſident die Kammermitglieder zu⸗ 
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fammen, jo oft er es im Inteteſſe der Arbeit der Kammer für erforderlich erachtet. Er muß die Ge 
ſamtheit der Kammermitglieder mindeſtens einmal im Jahre zuſammenberufen. 


8 13 
Der Präſident kann zu ſeiner Beratung und Unterſtützung in allgemeinen oder in einzelnen be⸗ 
ſonderen Angelegenheiten Ausſchüſſe oder Fachkommiſſionen bilden. Die Ausſchüſſe und Fad- 
kommiffionen follen möglichſt klein fein und die Zahl von 12 Perſonen nicht überſchreiten. 


8 14 
Die Kammermitglieder und die Mitglieder der Ausſchüſſe und Fachkommiſſionen verſehen ihre Ge⸗ 
ſchäfte ehrenamtlich. Es können ihnen nur die durch die Erledigung einzelner beſonderer Aufträge er⸗ 
wachſenden baren Auslagen erſtattet werden. 


815 
Die Beamten der Kammer werden vom Senat auf Vorſchlag des Präſidenten ernannt. Sie haben 
die Rechte und Pflichten der mittelbaren Staatsbeamten. 


III. Haushaltsplan 


8 16 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer beſtimmt über den zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Aufgaben 
erforderlichen Koſtenaufwand und ordnet ihr Kaffen- und Rechnungsweſen ſelbſtändig. 
Der für das Geſchäftsjahr, das vom 1. April bis 31. März läuft, erforderliche Haushaltsplan 
it dem Senat zur Genehmigung vorzulegen. 


8 17 

Soweit die in dem Haushaltsplan veranſchlagten Koſten für die Verwaltung der Induſtrie- und 
Handelskammer nicht durch beſondere Einnahmen gedeckt werden, werden ſie auf die durch die Kammer 
vertretenen Unternehmungen umgelegt. Es ſind dies: 

1. Diejenigen Kaufleute (natürliche und juriſtiſche Perſonen), die als Inhaber einer Firma im 
Handelsregiſter eingetragen ſind, ſoweit ſie zur Gewerbeſteuer veranlagt ſind. 

2. Diejenigen ein Handelsgewerbe treibenden Geſell chaften und Genoſſenſchaften, die im Handels- 
oder Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen ſind, ſoweit ſie zur Gewerbeſteuer veranlagt ſind. 

3. Die Betriebe der öffentlichen Hand erwerbswirtſchaftlicher Art. 

Die Umlage wird in Form von Zuſchlägen zur Gewerbeſteuer erhoben. Der Mindeſtbeitrag be⸗ 
trägt 20,— G. 

Der Beitrag der Betriebe der öffentlichen Hand erwerbswirtſchaftlicher Art wird in einer Höhe 
feſtgeſetzt, die der Heranziehung ungefähr gleicher privatwirtſchaftlicher Betriebe entſpricht. Der Senat 
beſtimmt den hiernach auf den Betrieb entfallenden Beitrag. 

Die Induſtrie⸗ und Handelskammer kann von ſolchen Handel- und Gewerbetreibenden, die weder 
im Handelsregiſter eingetragen find, noch zum Handwerk gehören, einen einheitlichen Grundbeitrag bis 
zum Höchſtbetrag von 6,— G erheben. Dieſe Erhebung hat zur Vorausſetzung, daß dieſe Handels- 
und Gewerbetreibenden zu einer Einzelhandelsvertretung zuſammengefaßt ſind. 


8 18 
Das Ergebnis der Veranlagung zur Gewerbeſteuer ſowie etwa ſpäter eintretende Veränderungen 
werden der Induſtrie- und Handelskammer vom Steueramt koſtenfrei mitgeteilt. 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer ſetzt die Beiträge feſt. 


8 19 
Die Beiträge find öffentliche Laſten. Rüdftändige Beiträge werden in derſelben Weile wie öffent- 
liche Abgaben eingezogen. 
8 20 
Einſprüche gegen die Heranziehung zu den Kammerbeiträgen ſind innerhalb von zwei Wochen 
nach der Zahlungsaufforderung bei der Kammer anzubringen. Über die Einſprüche entſcheidet der 
Präſident. 
Gegen die Entſcheidung des Präſidenten iſt innerhalb von zwei Wochen die Beſchwerde an den 
Senat zuläſſig. Der Senat entſcheidet endgültig. 
Der Einſpruch und die Beſchwerde haben keine aufſchiebende Wirkung. 
Einſprüche und Beſchwerden, welche ſich gegen den dem Kammerbeitrag zugrunde liegenden jist 
der Gewerbeſteuer richten, find unzuläſſig. 
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Die Induſtrie⸗ und Handelskammer iſt mit Zuſtimmung des Senats befugt, zur Dedung der Koſten 
von Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, die für einzelne Teile des Bezirks der Induſtrie⸗ und 
Handelskammer oder für einzelne Betriebszweige ausſchließlich beſtimmt ſind, oder ihnen vorzugs⸗ 
weiſe zugute kommen, die Beitragspflichtigen dieſer Bezirksteile oder Betriebszweige zu beſonderen 
Beiträgen, deren Einziehung gemäß $ 19 erfolgt, heranzuziehen. Bevor ſolche Anſtalten, Anlagen 
und Einrichtungen ins Leben gerufen werden, iſt den Beteiligten Gelegenheit zu geben, ſich über ihre 
Zweckmäßigkeit zu äußern. 
Zur Verwaltung ſolcher Einrichtungen ſind Vertreter der beteiligten Bezirkstefle oder Betriebs⸗ 
zweige in angemeſſener Zahl heranzuziehen. 
IV. Sonſtige Beſtimmungen 
8 22 
Die Einzelheiten der Geſchäftsführung ſowie die Beſtimmungen über die Errichtung und das 
Verfahren des Einigungsamts zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs und des Ehrengerichts 
und die Beſtimmungen über die im 8 17 Abſ. 4 genannte Einzelhandelsvertretung ſowie ſonſtige 
Fragen, die nicht abſchließend in dieſer Verordnung behandelt ſind, regelt ein Statut, das vom Senat 
auf Vorſchlag des Präſidenten der Induſtrie- und Handelskammer erlaſſen wird. 
Mit dem Erlaß wird das Statut Beſtandteil dieſer Rechtsverordnung. 


8 23 
Die Induſtrie- und Handelskammer führt als Dienſtſiegel das Danziger Staatswappen mit der 
Umſchrift „Induſtrie- und Handelskammer zu Danzig“. 155754 Di 


§ 24 
Die Induftrie- und Handelskammer unterliegt der Aufſicht des Senats. 


8 25 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Zugleich tritt außer Kraft die 
Verordnung zur Errichtung der Induſtrie⸗ und Handelskammer vom 28. Juli 1934 (G. Bl. S. 634 ff., 
Berichtigungen G. Bl. S. 666, 724 und 726), abgeändert durch Verordnung vom 22. Dezember 1934 
(G. Bl. S. 844). 

Danzig, den 9. Dezember 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 
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betreffend Erlaß eines Statuts der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig. 
Vom 13. Dezember 1935. 


Auf Grund des $ 22 der Verordnung zur Errichtung der Induſtrie⸗ und Handelskammer vom 
9. Dezember 1935 (HK Vo) (G. Bl. S. 1163) wird unter gleichzeitiger Aufhebung des bisherigen 
Statuts vom 22. Dezember 1934 (G. Bl. S. 859) das folgende Statut erlaſſen: 


Statut 
der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig. 


Abſchnitt I 
Geſchäftsführung 
8 1 

Die Induſtrie- und Handelskammer hat eine Amtsſtelle, die nach den Anweiſungen des Prä⸗ 
ſidenten von dem Geſchäftsführer der Kammer geleitet wird. Das Nähere beſtimmt die von dem 
Präſidenten zu erlaſſende Geſchäftsordnung. : 

Der Geſchäftsführer und feine Stellvertreter werden als Beamte angeſtellt. Ihre Anſtellung er⸗ 
folgt auf Grund eines beſonderen Vertragsabſchluſſes durch den Präſidenten vorbehaltlich der Er⸗ 
nennung, die durch den Senat erfolgt. al 
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Die amtlichen Bekanntmachungen der Induſtrie- und Handelskammer erfolgen in zwei Danziger 
Tageszeitungen und, ſoweit ſie rechtliche Verpflichtungen betreffen, auch im Staatsanzeiger für die 
Freie Stadt Danzig. f E Ei) MAD een 24 


4167 
Abſchnitt I 
Haushaltsplan und Kaſſenführung de 
$3 i 
Der Haushaltsplan und die Höhe des Zuſchlags zur Gewerbeſteuer ſowie des einheitlichen Grund⸗ 
beitrages gemäß $ 10 werden von dem Präſidenten der Kammer nach Anhörung eines von ihm 
aus ſeinen Stellvertretern und vier Kammermitgliedern zu bildenden Sonderausſchuſſes alljährlich feſt⸗ 
geſetzt. Der Haushaltsplan wird ſpäteſtens drei Wochen nach Übermittlung der Veranlagungsergebniſſe 
durch die Steuerämter dem Senat zur Genehmigung eingereicht. Bis zur Genehmigung des Haus⸗ 
haltsplanes durch den Senat erfolgt die Kaſſenführung nach dem Haushaltsplan des Vorjahres. 


8 4 
Die Kaſſenführung unterliegt einer ſtändigen Prüfung durch einen ſachverſtändigen Kaufmann oder 
einen öffentlich angeſtellten Bücherſachverſtändigen. Dieſer Prüfer darf weder Kammermitglied noch 
Mitglied der Geſchäftsführung der Kammer ſein. Er hat allmonatlich dem Präſidenten einen ſchrift⸗ 
lichen Bericht zu erſtatten. 
8 5 
Vor Feſtſetzung des Haushaltsplanes für das laufende Jahr haben der Geſchäftsführer der 
Kammer und der Prüfer je einen beſonderen Bericht über das abgeſchloſſene Rechnungsjahr dem Prä⸗ 
ſidenten zu erſtatten. 
Abſchnitt III 
Einzelhandelsvertretung der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig 
9 6 8 ; 
Die Induſtrie- und Handelskammer erfaßt ſämtliche Handel- und Gewerbetreibenden, die weder 
im Handelsregiſter eingetragen ſind noch zum Handwerk gehören, in einer Einzelhandelsvertretung. 
Dieſe Einzelhandelsvertretung erfaßt ferner diejenigen Einzelhändler, die im Handelsregiſter einge⸗ 
tragen ſind. 7 ; š 
8 7 


Die Einzelhandelsvertretung ijt ein Organ der Induftrie- und Handelskammer und hat im Rahmen 
der Kammer die Aufgabe, ſowohl die Geſamtintereſſen des Einzelhandels und des Gewerbes mit Mis- 
nahme des Handwerks wahrzunehmen, als auch zwiſchen allen Beſtrebungen der zum Einzelhandel ge⸗ 
hörigen Fachgruppen und Verbänden einen Ausgleich zu bewirken. 


Die Einzelhandelsvertretung beſteht aus dem Vorſitzenden, dem oder den ſtellvertretenden Bor- 
ſitzenden und dem Beirat. 

9 9 

Der Vorſitzende und ſein oder ſeine Stellvertreter werden jährlich von dem Präſidenten der In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammer ernannt. | ie t Nn N ; 

Der Borfikende beſtellt zu feiner Unterſtützung und Beratung einen Beirat, in dem alle wich⸗ 
tigeren Fachzweige des Einzelhandels und Gewerbes vertreten ſein ſollen. Die Kammermitglieder ge- 
hören, ſoweit ſie Einzelhändler ſind, dem Beirat ohne weiteres an. 

Der Vorſitzende kann zur Behandlung von einzelnen Fragen im Einvernehmen mit dem Präſi⸗ 
denten der Induſtrie- und Handelskammer Ausſchüſſe einſetzen. 


8 10 
Die der Einzelhandelsvertretung zugehörigen Handel- und Gewerbetreibenden mit Ausnahme der 
im Handelsregiſter eingetragenen Einzelhändler haben an die Induſtrie⸗ und Handelskammer einen cim- 
heitlichen jährlichen Grundbeitrag von höchſtens 6, — G zu zahlen. 


8 11 
Die Einzelhandelsvertretung iſt verpflichtet, eine Handels- und Gewerberolle zu führen, in der die 
nach $ 10 beitragspflichtigen Perſonen einzutragen find, 3 
Auf Grund dieſer Liſte wird ſeitens der Induftrie- und Handelskammer ein amtlicher Handels- 
und Gewerbeausweis ausgeſtellt. e s j 
Die Eintragung in die Handels- und Gewerberolle ſowie die Ausſtellung des amtlichen Handels: 
und Gewerbeausweiſes wird verweigert oder entzogen, wenn eine geſetzlich vorgeſchriebene Voraus- 


ſetzung für die Ausübung des Gewerbes nicht oder nicht mehr vorhanden iſt. 
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; 8 12 

Die Geſchäfte der Einzelhandelsvertretung find von der Amtsſtelle der Induſtrie⸗ und Handels- 
kammer zu führen. 

Abſchnitt IV 
Fachgruppen 
8 13 

Die Induſtrie⸗ und Handelskammer it befugt, gleichen oder verwandten Geſchäftszweigen ange- 
hörige Betriebe der Induſtrie, des Handels und des Gewerbes mit Ausnahme des Handwerks zu 
Fachgruppen zuſammenzuſchließen. 

Die Errichtung einer Fachgruppe bedarf der Genehmigung des Senats. 

Die Gewerbetreibenden der Geſchäftszweige, für die eine Fachgruppe errichtet iſt, gehören dieſer 
zwangsmäßig an. Zweifel über die Zugehörigkeit zu einer Fachgruppe entſcheidet der Präſident der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer. 

Die Fachgruppen beſitzen Rechtsfähigkeit. Die Vorſchriften der 88 27 Abſ. 3, 30, 31 und 42 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf ſie ſinngemäße Anwendung. 

Jede Fachgruppe ſteht unter der verantwortlichen Führung eines Fachgruppenleiters. Der Fach⸗ 
gruppenleiter wird von dem Präſidenten der Induſtrie- und Handelskammer widerruflich ernannt. 

Im Bereiche der Induſtrie, des Handels und des Gewerbes mit Ausnahme des Handwerks 
ſteht das Recht auf die Bezeichnung als Fachgruppe nur den auf Grund der vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen gebildeten Fachgruppen zu. 

8 14 

Jede Fachgruppe erhält eine Satzung, die nach Genehmigung durch den Senat vom Präſi⸗ 
denten der Induſtrie⸗ und Handelskammer erlaſſen wird und in der Induſtrie- und Handelskammer 
zur öffentlichen Einſicht auszulegen iſt. Die Errichtung der Fachgruppe iſt unter Hinweis auf die 
öffentliche Auslegung der Satzung im Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig bekanntzumachen. 

In der Satzung ſind die Aufgaben der Fachgruppe unter Berückſichtigung des Umfanges und der 
Beſonderheiten des betreffenden Geſchäftszweiges feſtzulegen. Die grundſätzliche Aufgabe jeder Fach⸗ 
gruppe beſteht darin, die Ordnung und den Wirtſchaftsfrieden innerhalb ihres Bereichs zu ſichern. 
Die Fachgruppe hat ihre Maßnahmen nicht auf die Sonderintereſſen des Faches abzuſtellen, ſondern 
bei jeder Maßnahme die großen Ziele und Belange der Geſamtwirtſchaft und der Volksgemeinſchaft 
zu berückſichtigen. 

Abſchnitt V 
Ehrengericht der Induſtrie⸗ und Handelskammer 


8 15 
Beſtimmung 
Das Ehrengericht hat die Aufgabe, geſchäftliche Handlungen und Anterlaſſungen, die mit der 
kaufmänniſchen Ehre oder mit dem Anſpruch auf kaufmänniſches Vertrauen nicht zu vereinbaren find, 
feſtzuſtellen und zu ahnden. 
| i $ 16 
Zuſtändigkeitsbereich 
Dem Ehrengericht unterſtehen Führer und Leiter der der Induſtrie- und Handelskammer ein- 
ſchließlich der Einzelhandelsvertretung zugehörigen Betriebe. 


8 17 
Iſt gegen eine der Ehrengerichtsbarkeit unterſtehende Perſon wegen einer ſtrafbaren Handlung die 
öffentliche Klage erhoben, fo ijt es während der Dauer des Strafverfahrens unzuläſſig, wegen der- 
ſelben Tatſache ein ehrengerichtliches Verfahren anhängig zu machen oder fortzuführen. 


8 18 
Zuſammenſetzung 
Das Ehrengericht beſteht aus: 
1. einem Vorſitzenden, 
2. vier Beiſitzern. 
Die ordentlichen Mitglieder des Ehrengerichts ſowie der ſtellvertretende Vorſitzende und vier ſtell⸗ 

vertretende Beiſitzer werden von dem Präſidenten der Kammer auf die Dauer eines Jahres beſtellt. 
Über Ablehnung eines Mitgliedes wegen Befangenheit entſcheidet der Vorſitzende. 
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Der Vorſitzende beſtimmt ferner, welcher ſtellvertretende Beiſitzer im Falle der Verhinderung 
eines ordentlichen Beiſitzers an deſſen Stelle tritt. ; 
Der Vorſitzende und die Beiſitzer des Ehrengerichts üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 


8 19 
Verfahren 
* ehrengerichtliche Verfahren können beantragen: 
ſtaatliche und kommunale Behörden, 
1 öffentlich- rechtliche Körperſchaften wirtſchaftlicher Art, insbeſondere die Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delskammer, 
3. das bei der Induſtrie⸗ und Handelskammer beſtehende Einigungsamt in Sachen des unlauteren 
Wettbewerbs. 
8 20 
Das Verfahren hat der Geſchäftsführer der Induſtrie⸗ und Handelskammer vorzubereiten. 


8 21 
Der Vorſitzende des Ehrengerichts entſcheidet, ob der Antrag geeignet iſt, dem Ehrengericht zur 
Entſcheidung vorgelegt zu werden. Handlungen, die für das öffentliche und wirtſchaftliche Leben von 
untergeordneter Bedeutung ſind (Bagatellſachen), ſollen nicht verfolgt werden. 


8 22 
Der Antragſteller und der Beſchuldigte ſind zur Verhandlung mittels eingeſchriebenen Briefes zu 
laden. Die Ladungsfriſt beträgt mindeſtens eine Woche. 
Der Beſchuldigte kann ſich eines Beiſtandes bedienen. Der Vorſitzende kann ungeeignete Beiſtände 
und ſolche, die die Vertretung gewerbsmäßig betreiben, zurückweiſen. 


8 23 
Die Verhandlung des Ehrengerichts iſt mündlich und nicht öffentlich. Das Protokoll iſt von 
einem Beamten oder Angeſtellten der Kammer zu führen, der der Verhandlung des Ehrengerichts mit 
beratender Stimme beiwohnt. 
8 24 i 
Das Ehrengeriht kann Zeugen und Sachverſtändige vernehmen ſowie beglaubigte Auszüge aus 
Geſchäftsbüchern fordern, ſoweit dieſe zur Klärung des Sachverhalts benötigt werden. 


8 25 
Das Ehrengericht kann das zuſtändige Amtsgericht um Vernehmung und Vereidigung von Zeugen 
oder Sachverſtändigen erſuchen. 
§ 26 
Außert ſich eine Partei innerhalb der ihr geſetzten Friſt nicht ſchriftlich und erſcheint ſie nicht im 
Termin, ſo kann das Ehrengericht auf Grund des ihm bekannt gewordenen Vorbringens entſcheiden. 


8 27 
Entſcheidung 
Das Ehrengericht hat das Recht, 
eine Verwarnung oder 
einen Verweis auszusprechen, 
von kaufmänniſchen Ehrenämtern auszuschließen und in ſchwerwiegenden Fällen oder im 
Wiederholungsfalle auf eine Geldſtrafe bis 1000, — G — eintauſend Gulden — zu 
erkennen. 
Der Vorſitzende beſtimmt, ob und welchen Stellen der Spruch des Ehrengerichts mitzuteilen iſt. 


8 28 
Das Ehrengericht entſcheidet auf Grund geheimer Beratung mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 
8 29 
Der Spruch des Ehrengerichts iſt ſchriftlich auszufertigen, mit Gründen zu verſehen und vom 
Vorſitzenden des Ehrengerichts ſowie von dem Protokollführer zu unterzeichnen. Die Parteien können 
auf die Anfertigung einer ſchriftlichen Begründung verzichten, ſofern ſie zugleich auf die Einlegung 
der Berufung (8 33) Verzicht leiſten. 
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Bas Ehrengericht aubchedet se über bie Kosten Für das Versehen * nur Ei: Aus- 
lagen in Anſatz gebracht. Die Koſten hat der Beſchuldigte zu tragen, wenn er verurteilt wird; im ib- 
rigen fallen fie der Induftrie- und Handelskammer zur Laſt. 

8 31 

Die Eintreibung der von dem Ehrengericht verhängten Geldſtrafen ſowie der Koſten erfolgt 
nach Maßgabe des $ 19 HKVO. 

8 32 

Die Entſcheidung des Vorſitzenden gemäß § 21 oder der Spruch des 1 iſt den Parteien 
durch eingeſchriebenen Brief zuzuſtellen. 

8 33 

Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden (§ 21) ſowie gegen den Spruch des Ehrengerichts ein⸗ 
ſchließlich der Koſtenentſcheidung ſteht den Parteien innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach Zu⸗ 
ſtellung Berufung an den Senat der Freien Stadt Danzig zu. 


Abſchnitt VI 
Einigungsamt in Sachen des unlauteren Wettbewerbs 


§ 34 
Beltimmung 
Das Einigungsamt hat die Aufgabe, Streitigkeiten wegen unlauteren Wettbewerbs im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig auf gütlichem Wege oder durch Schiedsſpruch zu erledigen. 


8 35 = 
Zuſtändigkeitsbereich 
Das Einigungsamt kann in Anſpruch genommen werden bei allen Streitigkeiten, die ſich in An⸗ 
gelegenheiten des unlauteren Wettbewerbs, der Rabattgewährung, Preistreiberei und Preisſchleuderei 
ergeben. 
8 36 
Berechtigt, Klage oder Widerklage zu erheben, ſind alle Perſonen oder Verbände, die auf Grund 
des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb klagen oder verklagt werden können. ; 


§ 37 
? Zuſammenſetzung 

Das Einigungsamt beiteht aus dem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. 

Der Vorſitzende und * DEREN werden von dem Präſidenten der e, und Han⸗ 
delskammer ernannt. 

Als Beiſitzer werden von dem Präſidenten der Induſtrie- und Handelskammer alljährlich min⸗ 
deſtens 16 Kaufleute, Handwerker und ſonſtige Gewerbetreibende beſtellt. Zu dieſem Zweck ſchlägt 
die Handwerkskammer dem Präſidenten der Induſtrie⸗ und Handelskammer Handwerker in an⸗ 
gemeſſener Zahl vor. 

Der Vorſitzende des Einigungsamts beſtellt für die Verhandlung im Einzelfalle die beiden 
Beiſitzer nach ihrer Sachverſtändigkeit. Der Vorſitzende hat das Recht, auf Wunſch einer der beiden 
Parteien oder in grundſätzlichen Fällen von ſich aus zwei weitere Beiſitzer, welche in der Regel dem 
Geſchäftszweige der betreffenden Parteien angehören ſollen, hinzuzuziehen. 


8 38 
Verfahren 
Das Einigungsamt fell in erſter Linie auf eine gütliche Beilegung der Streitigkeiten und auf 
Herbeiführung eines 3 hinwirken. 
§ 39 
Läßt ſich der Beklagte auf Verhandlungen vor dem Einigungsamt nicht ein, ſo kann dieſes, 
falls nach ſeiner Anſicht die Sachlage genügend geklärt iſt, ein Gutachten abgeben, das beiden Par- 
teien zuzuſtellen ift: 
8 40 s l 
Das Einigungsamt iſt beragit im Nahmen ſeiner ig age ig im a zu 5 85 
und zu veröffentlichen. 
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§ 41 
Der Kläger hat den Klageantrag mit Begründung und Unterlagen bei dem Vorſitzenden des 
Einigungsamtes ſchriftlich mit einer Abſchrift einzureichen. 


8 42 
Der Vorſitzende ſoll zunächſt den Verſuch machen, den Streitfall von ſich aus ohne Anberau⸗ 
mung eines Termins zu beſeitigen. 
Schlägt dieſer Verſuch fehl, ſo iſt der Verhandlungstermin mit möglichſter Beſchleunigung an⸗ 
zuberaumen. 


Auf eine ſchriftliche Außerung des Beklagten zu dem Klageantrag kann verzichtet werden. 


lich oder zu Protokoll ab, daß er der Forderung des Klägers nachkommen werde, ſo wird das Ver⸗ 
fahren eingeſtellt, nachdem die Erklärung des Beklagten dem Kläger zugeſtellt worden ijt. 


8 44 
Die Verhandlungen vor dem Einigungsamt ſind nicht öffentlich, jedoch können Perſonen, die ein 
berechtigtes Intereſſe nachweiſen, als Zuhörer zugelaſſen werden. 


8 45 - 
Die Parteien können ſich durch Kaufleute, Gewerbetreibende, Vertreter wirtſchaftlicher Verbände 
oder durch rechtskundige Perſonen vertreten laſſen. 


§ 46 
Das Einigungsamt ift berechtigt, Zeugen und Sachverſtändige zu vernehmen. Die Parteien ſind 
berechtigt, ſolche zur Verhandlung zu ſtellen. 
8 47 
Vergleiche ſind beiden Parteien durch eingeſchriebenen Brief zuzuſtellen. 


§ 48 l 
Vergleiche und Schiedsſprüche ($ 50) tönnen ohne Nennung der Namen der Parteien durch den 
Präſidenten der Induſtrie⸗ und Handelskammer veröffentlicht werden. 


$ 49 
Koſten 
Die Tätigkeit im Einigungsamt iſt ehrenamtlich. 


Koſten für das Verfahren vor dem Einigungsamt werden nur in Höhe der entſtandenen Auslagen 
erhoben. 


Über die Höhe und die Auferlegung der Koſten entſcheidet das Einigungsamt. 


Zur Deckung der Auslagen kann der Vorſitzende des Einigungsamts von den Parteien ange⸗ 
meſſene Vorſchüſſe verlangen. 


Die Eintreibung der Koſten erfolgt nach Maßgabe des 8 19 HKVO. 


$ 50 
Schiedsgericht 
Vereinbaren die Parteien, daß die Entſcheidung einer Nechtsſtreitigkeit, welche ſich auf die in 
$ 35 genannten Angelegenheit bezieht, durch das Einigungsamt als Schiedsgericht erfolgen ſoll, ſo 


beſtimmt ſich das weitere Verfahren des Einigungsamts nach den Vorſchriften der $$ 1025 bis 
1048 3PO. 


Abſchnitt VII 
Bildungs⸗, insbeſondere Lehrlingsweſen 
§ 51 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer kann Geſellenprüfungen für gewerbliche Lehrlinge in ein⸗ 
zelnen Induſtriezweigen und den Gewerbezweigen, die nicht der Handwerkskammer zugehörig ſind, 
ſowie Gehilfenprüfungen für kaufmänniſche Lehrlinge veranſtalten. 


Die Einrichtung obligatoriſcher Geſellen⸗ oder Gehilfenprüfungen bedarf der Zuſtimmung des 
Senats. 
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$ 52 

Die Induſtrie⸗ und Handelskammer errichtet für die Durchführung der Geſellenprüfungen ein 
Amt für gewerbliches Prüfungsweſen und für die Durchführung der Gehilfenprüfungen ein Amt für 
kaufmänniſches Prüfungsweſen. 

Dieſe Prüfungsämter haben die Aufgabe, der Induſtrie⸗ und Handelskammer die von ihr zu 
genehmigenden Prüfungsordnungen vorzuſchlagen, den Prüfungsausſchüſſen Richtlinien zu geben, die 
Prüfungsausſchüſſe zu beſetzen, über die Beſchwerden betreffend Zulaſſung zu Prüfungen zu entſchei⸗ 
den und die Tätigkeit der Prüfungsausſchüſſe zu überwachen. 

Bei der Beſetzung der Prüfungsämter und der Prüfungsausſchüſſe find Betriebsführer, Gefolg- 
ſchaft und amtliche Lehrkräfte zu berücksichtigen. Ferner gehört den Prüfungsausſchüſſen für gewerb⸗ 
liche Geſellenprüfungen von der Handwerkskammer zu beſtimmende Vertreter an. 


Die Tätigkeit in den Prüfungsämtern und Ausſchüſſen iſt ehrenamtlich, jedoch können Erſatz 
barer Auslagen und Tagegelder gewährt werden. 


§ 53 
Die vor den Prüfungsausſchüſſen der Induſtrie- und Handelskammer abgelegten gewerblichen Ge- 
ſellenprüfungen gelten als Geſellenprüfungen im Sinne des § 2 Abf. 1 Ziffer 2 der Rechtsverordnung 
betreffend die Einführung von Handwerkerkarten, vom 25. Februar 1932 (G. Bl. S. 118) und berech⸗ 
tigen gemäß § 6 Abf. 5 der gleichen Verordnung nach Maßgabe der Vorſchriften des § 133 Gew. O. 
zur Ablegung der Meiſterprüfung vor den Prüfungskommiſſionen der Handwerkskammer. 


8 54 
Der Senat kann die Induſtrie- und Handelskammer ermächtigen, für die in der Induſtrie tätigen 
Berufe und Berufsgruppen Meiſterprüfungen zu veranſtalten. Die vor den betreffenden Prüfungs⸗ 
ausſchüſſen der Induftrie- und Handelskammer beſtandenen Meiſterprüfungen ſtehen den Meiſter⸗ 
prüfungen im Sinne des $ Abf. 1 Ziffer 1 der Rechtsverordnung betreffend die Einführung von 
Handwerkerkarten, vom 25. Februar 1932 gleich. 


§ 55 
Das gewerbliche und kaufmänniſche Prüfungsweſen der Induſtrie- und Handelskammer unterſteht 
der Aufſicht des Senats. l 
§ 56 
i Die Induſtrie- und Handelskammer ift verpflichtet, für diejenigen Induſtrie- und Handelszweige, für 
die ſie obligatoriſche Geſellen⸗ oder Gehilfenprüfungen eingerichtet hat, Lehrlingsrollen zu führen. 


§ 57 
Die Induſtrie- und Handelskammer iſt berechtigt, zur Regelung des Lehrlingsweſens Vorſchriften 
zu erlaſſen. Dieſe Vorſchriften können eine Beſchränkung der Lehrlingshaltung ſowie die Entziehung der 
Ausbildungsberechtigung von Lehrlingen unter beſtimmten Vorausſetzungen vorſehen. 
Die Vorſchriften bedürfen der Genehmigung des Senats. 


Abſchnitt VIII 
Übergangs: und Schlußbeſtimmungen 


m 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammer ift die Rechtsnachfolgerin der früheren Handelskammer zu 
Danzig und übernimmt die Verwaltung der von dieſer bisher verwalteten Stiftungen. 


Die auf Grund des bisher gültigen Statuts vom 22. Dezember 1934 gebildeten Fachgruppen 
gelten als Fachgruppen im Sinne des IV. Abſchnitts dieſes Statuts. 


8 60 

Die gemäß Verordnung, betreffend die Weiterzahlung von Handelskammer- und Handwerks- 
kammerbeiträgen vom 29. März 1934 (St. A. I Nr. 27 vom 11. 4. 34) fälligen Handelskammer⸗ 
beiträge ſind für die Zeit vom 30. September 1934 zu veranlagen und zu erheben. Über Ein⸗ 
ſprüche gegen dieſe Beiträge entſcheidet der mit der Überleitung betraute Beauftragte des Senats bis 
zu ihrer Erledigung. ee moon eee ö N 

Für die Zeit vom 1. Oktober 1934 ab ſind die Beiträge für die Induſtrie⸗ und Handelskammer 
gemäß dieſem Statut zu zahlen. 
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Der als Induſtrie⸗ und Handelskammerbeitrag zu erhebende Zuſchlag zur Gewerbeſteuer für die 
Zeit vom 1. Oktober 1934 bis 31. März 1935 beträgt 5%, der einheitliche Grundbeitrag ($ 60) 
für den gleichen Zeitraum 3.— G. 

Danzig, den 13. Dezember 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von U. Schroth in Danzig. 
— . en Mr Dani. 


z aan 3 her Srina en ie 3 a p -< = 


asendiente ie Türken Rora MO Brian 2d rte s mige 
8 Tatigkeit der rue u er 


€ Belebung der Prähengeinter ud ber Brälusgsiusfhttfe Rab Bebe be, Geha 1 


855 he Sehekräfts zu derüefigiigsn.. Ferner gebört den Brüimsszeskiifien ee 
wecken winnen oon der — du. 5 Vertreter a 


z Lee und Taser user mdr. 


= 
eder den ada fei ber e und Heweitunme 3 PEE e 
5 Sade P Sinne des E ZUBE T Alten? de egoana 
etrelfend de 3 dan Benbwerterfarten, vom 28. Februar 1992 (6.81. S. 115} und deren? 
maß 5 9 det 5 bes gieli = 9 zac Mobgabe der 5 des 2 133 — 


Seal ad Berafsäruppen Metiterprüfe ngai 22 ee D 


alen der Sehuftrie und Donbeisiemmer keiten en e ee 8 ee 
ige im Gime Das Abf. 1 Ziffer 1 ver Rechts ue bet 5 ve 


8 vo 23 25. pebrat os sei. 


is ; ER = 3 
da ewig d Anufmanıildr. wee der Zah mb wanne us 2 


= eye —— Te 
Ei Snbultris mh Haubeistanuneer U beteten ER: 3 R e 
He ate Gehin ober 8 age Sat, ae Hr re 


3 E 


Die Ninine ven Hendeisfanmer It Weed er Keen bes rn arji 
fer Dee Borkýriften Dugen eine Belcht n ne det Oefefingshalting: fowie dis ah 

Benigihrträtigung oon Lehrlingen unter Geikimmiken Bere A 

Die Verſchriſten beiden? der Gemämisung det een V 


= bon. Yii 5 
Di Samiria und Sawbeiskeihmer. M 8 der frühere Serbien 
J 8 
ETER ES E S a u we idee, Ban 
een RE ee s 


S arepa > | 
Die a Kae regel bie Weitetatiute von Bandeieta ner =. Sa 
SEHE Son 28 Man 18. St. A. LIE; 27 Do . . al Ran Hif 
SE frot Sot sea MR Serteraber 1084 Ju vastege und zn erde 
den bie Baird VVV 


